
 

 

 
 
Regionaler Planungsverband München 
 
Auszug aus der Niederschrift über die 53. Verbandsversammlung des  
Regionalen Planungsverbands München am 24.06.2008 im Bürgerhaus Unter-
schleißheim 
 
 
Rede des neugewählten Verbandsvorsitzenden, Oberbürgermeister Ude 
 
„Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich darf mich auch im Namen der beiden 
Stellvertreter für das einmütige Votum bedanken. Es ist ja bereits das dritte Mal, 
dass ich den Vorsitz turnusmäßig übernehme. Das war schon 1996 so und es war 
2002 so und jetzt eben ein drittes Mal. Dass das nur noch eine Formsache ist, heißt 
nicht, dass die regionale Planung an Bedeutung verlieren würde und geringeres 
Interesse fände. Es bedeutet, so will’s ich jeden Fall deuten, dass heute doch die 
gemeinsamen Anliegen im Vordergrund stehen und nicht die Konflikte, die es in 
früheren Zeiten auch gegeben hat, als es z. B. noch darum ging, wer wem die 
Negativeinrichtungen vor die Tür schieben darf.  
 
Heute stellen wir fest, dass die Konfliktlinien ganz anders verlaufen zwischen 
Rauchern und Nichtrauchern, zwischen Anwohnern und Autofahrern, zwischen 
Radlern und Nichtradlern, zwischen Fußballfans und Fußballmuffeln – in diesen 
Wochen ganz besonders. Wir haben schon Konflikte, aber die Konfliktlinie verläuft 
nicht zwischen Stadt und Umland, sondern sie verläuft zuwischen verschiedenen 
Gruppierungen der Gesellschaft, die sich gelegentlich in die Quere kommen, 
durchaus mit Lärmproblemen, mit Emissionsproblemen, mit finanziellen Konkurren-
zen. Aber das Verhältnis Stadt – Umland ist entspannter, soweit ich zurückblicken 
kann, denn je. Und das ist eigentlich eine glänzende Voraussetzung für eine 
einvernehmliche Arbeit auch in den kommenden zwei Jahren, um die es zunächst 
geht.  
 
Dass die Region München beste Zukunftsaussichten hat, braucht man wirklich 
nicht mehr sagen, weil’s jeder weiß. Und im Zusammenhang mit den Münchner 
850-Jahr-Feiern vielleicht schön öfter anhören musste, als ihm wirklich lieb ist. 
Trotzdem dürfen wir es als Arbeitsgrundlage schon noch feststellen. Die gesamte 
Region ist gut aufgestellt und das macht die folgende Zahlenreihe besonders 
deutlich. Hier lebt 1/5 der bayerischen Bewohner, aber auch 1/4 der Beschäftigten 
und sie erwirtschaften fast 1/3, über 30 % jedenfalls, des bayerischen Bruttoin-
landsproduktes. Also, wenn 1/5 der Bevölkerung fast haargenau 1/3 des Bruttoin-
landsprodukts erwirtschaftet, dann sind die wirtschaftlichen Verhältnisse hier schon 
besser und die Produktivität höher als im sonstigen Bayern.  
 
Die Hauptthemen, die uns in der Region zu schaffen machen, haben natürlich mit 
diesen Wachstumschancen und diesen Wachstumssprüngen zu tun. Ich meine die 
Themen Infrastruktur - die muss halt bei wachsenden Bevölkerungszahlen laufend 
mitwachsen – und ich meine den Wohnungsbau, der auch mit einer zusätzlichen 
Nachfrage zu tun hat, während wir eigentlich in ganz Deutschland mit schrump-
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fenden Bevölkerungszahlen zu tun haben. Obwohl ich Präsident des Deutschen 
Städtetags bin und damit gewisse Einwirkungsmöglichkeiten habe, gelingt es im 
Städtetag nicht mehr, Wohnungsbau auch nur auf die Tagesordnung zu setzen, 
weil allenfalls Fragen der Abbruchkosten noch von übergreifendem Interesse sind. 
D. h., wenn ich das Thema stelle, welche Bundeszuschüsse es für Wohnungsabriss 
gibt, dann schießen die Arme in die Höhe. Das ist ein wichtiges Thema, das müssen 
wir mal erörtern, nicht nur in Ostdeutschland, sondern auch in weiten Teilen des 
Ruhrgebiets und anderen strukturschwachen Gebieten. Aber wenn ich Woh-
nungsneubau und etwa steuerliche Anreize für den Wohnungsneubau thematisie-
ren möchte, dann heißt es gleich, damit soll ich mich mit dem Kollegen Schuster 
aus Stuttgart unterhalten, sonst interessiert das niemand. Dessen müssen wir uns 
bewusst sein - das betrifft ja nicht nur die Stadt, sondern das unter Nachfrageexp-
losionen ebenfalls leidende oder jedenfalls betroffene Umland – wir werden keine 
bundesgesetzlichen Hilfen zu erwarten haben, weder in Form von steuerlichen 
Anreizen wie der Einfamilienhauszulage, noch als Bundeszuschüsse zur Ankurbe-
lung des Wohnungsbaus. Dieses Thema gilt als Sonderthema der Region München 
und einiger ganz weniger Wachstumsregionen wie Stuttgart oder Frankfurt mit 
Taunusgebiet und allenfalls Düsseldorf und engerer Einzugsbereich und ist damit 
nicht von gesamtdeutschem Interesse. Dennoch meine ich, müssen wir es schaf-
fen, beim Wohnungsbau das allgemeine Bewusstsein wieder zu stärken, dass er 
erforderlich ist und zwar möglichst schnell, weil sonst die erhöhte Wohnungsnach-
frage wieder zu einem Mietanstieg führt, der ja schon einmal in früheren Boomjah-
ren eigentlich das hauptsächliche Stressthema der gesamten Region gewesen ist.  
 
Zunächst aber zur Infrastruktur. Dort haben wir, so denke ich, eine Vielzahl voll 
gemeinsamer Themen. Ich denke an die Realisierung der 2. S-Bahn-Stammstrecke 
und ich bedanke mich bei Herrn Breu für die Formulierung, die werde ich in mei-
nen festen Wortschatz übernehmen: „Die 2. Stammstrecke ist die Mutter aller 
Express-S-Bahnen.“ Schöner kann man es nicht mehr sagen. Ich hoffe, man darf 
das honorarfrei weiterverwenden.  
 
Wir haben dann aber auch Themen, die nicht ganz so konfliktfrei sind und die mit 
dem Thema Flughafen zu tun haben. Beim Thema 3. Startbahn kann ich mir gar 
nicht vorstellen, dass wir zu einem Konsens kommen zwischen denen, die unter der 
vermehrten Flugbewegung unmittelbar zu leiden haben, und das Wort „leiden“ 
trifft hier tatsächlich den Sachverhalt, und jenen, die ohne örtliche Betroffenheit 
nur an einem Wachstum des Flughafens als ökonomisches Rückgrat der Metropol-
region München und als Verkehrsdrehscheibe interessiert sind. Hier ist ein wirklicher 
Interessenskonflikt gegeben. Es ist in meinen Augen kein Konflikt zwischen Gut und 
Böse, sondern es ist ein Konflikt zwischen unterschiedlicher örtlicher Betroffenheit, 
und wir sollten uns hier versprechen, dass wir sachlich damit umgehen, dass wir alle 
Gesichtspunkte, die Kommunen aufgreifen müssen, auch tatsächlich entgegen-
nehmen und gewichten. Aber am Ende werden die Entscheidungen und Beurtei-
lungen, nach allem was wir aus der Vergangenheit wissen, wohl unterschiedlich 
ausfallen.  
 
Nicht ganz so diametral entgegengesetzt, aber durchaus auch unterschiedlich 
sind die Auffassungen zur Verkehrsanbindung des Flughafens. Nachdem die 
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Transrapidpläne (wie von der Stadt München und der Nordallianz immer prophe-
zeit) an der fehlenden Finanzierbarkeit des Transrapid jetzt endgültig gescheitert 
sind. Damit steht ja nur fest, was nicht kommt. Es steht noch nicht fest, was stattdes-
sen kommt. Wir haben in der Nordallianz immer ein Bündel von Maßnahmen 
aufgezeigt, die möglich sind. Und ich bleibe dabei, dass wir in den jetzt kommen-
den Monaten das gesamte Bündel in Vorschlag bringen müssen und Vor- und 
Nachteile miteinander abzuwägen haben. Es gibt keine Vorwegentscheidung für 
eine Präferenzlösung, es gibt aber auch keinen Ausschluss einer Lösung, die man in 
der Vergangenheit befürwortet hat und immer noch vernünftig findet. Die Nordal-
lianz, die sich mit dem Thema ja intensiv befasst hat und innerhalb des RPV auch 
hauptsächlich betroffen ist, hat sowohl die Ertüchtigung der S 1 als Möglichkeit 
aufgezeigt, wie auch die Ertüchtigung der S 8 wie auch die Frage eines U-
Bahnanschlusses zur Debatte gestellt.  
 
Ich bleibe bei dieser Offenheit, wenn denn nur überhaupt etwas passiert. Aller-
dings glaube ich zu wissen, dass eine Neubaulösung einer S-Bahn auf der Transra-
pidtrasse den selben Widerstand auslösen würde wie es der Transrapid getan 
hätte. Das halte ich jedenfalls für logisch. Und deshalb meine ich, dass wir gemein-
sam dies zum Ausdruck bringen. Die Stadt München, die schon im Stadtgebiet die 
Betroffene wäre (die Bahnen würden ja dann an der Borstei vorbeidonnern und an 
der Olympia-Pressestadt), und die nördlichen Gemeinden wären tangiert, wahr-
scheinlich sogar gravierender als vom Transrapid. Dass wir dies in einer Stellung-
nahme einmal zum Ausdruck bringen. Dann bleiben ja immer noch verschiedene 
Alternativen für eine Verbesserung der Verkehrsanbindung bestehen.  
 
Ein gemeinsames Interesse sehe ich beim beschleunigten Ausbau für den europäi-
schen Fernverkehr. München - und das ist eine Aussage für die gesamte Region – 
ist Schnittstelle von zwei transeuropäischen Hochgeschwindigkeitslinien. Eine 
haben wir im vergangenen Dezember begrüßen können, das war der TGV aus 
Paris, ein schneidiges Züglein kann ich nur sagen. Um sofort hinzuzufügen: in Ulm 
und um Ulm und um Ulm herum fährt er aber in sehr gemächlicher Geschwindig-
keit. Und das halte ich eigentlich für einen der beschämendsten Sachverhalte 
deutscher Verkehrspolitik, dass wir internationale Hochgeschwindigkeitsstrecken 
haben, die dann aber im High-Tech-Land Deutschland Langsamfahrabschnitte 
haben, weil der Ausbau des Gleiskörpers hier noch nicht auf der Höhe der Zeit ist. 
Hier denke ich, ist nicht nur die Stadt gefragt, sind nicht nur die anderen Kommu-
nen wie Stuttgart, Augsburg, Frankfurt bis runter nach Wien und Bratislava in der 
anderen Richtung aufgerufen, Druck zu machen, sondern die ganze Region. Denn 
es soll ja auch die ganze Region, ja es sollen alle Regionen längs der Hochge-
schwindigkeitsstrecke von der Hochgeschwindigkeit profitieren. Dann muss die 
Hochgeschwindigkeit aber auch gefahren werden und darf nicht eine peinliche 
Unterbrechung durch Langsamfahrstrecken erfahren. Selbst die EU-Kommission hat 
sich schon ungehalten geäußert, wie lange es dauert, zwischen München, Mühl-
dorf und Freilassing, hier werden bereitstehende EU-Fördermittel nicht abgerufen. 
Also wenn wir, glaube ich bei dem Thema Verkehrsbelastung über eines einig sind, 
dann ist es die wünschenswerte Verlagerung von der Straße auf die Schiene. Denn 
mit den Belastungen der Straße haben wir alle zu kämpfen, in der Stadt wie im 
Umland. Dann muss aber die Schiene auch tatsächlich fit gemacht werden. 
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Lassen Sie mich noch ergänzen zum Wohnungsbau. Wir haben einen eindeutigen 
Trend, dass die Wohnungsnachfrage in der gesamten Planungsregion steigt, dass 
aber in ganz Bayern die Wohnungsbauzahlen zurückgehen und dass dies bedau-
erlicherweise auch für Stadt und Umland München gilt. Das heißt, wir haben eine 
richtige Schere zwischen der steigenden Wohnungsnachfrage, die gerade in 
konjunkturell guten Zeiten wie in diesen Monaten spürbar steigt, und einer sinken-
den Neubautätigkeit, die alle erdenklichen Gründe hat – von steuerlichen bis zu 
privater Investitionszurückhaltung aus konjunkturellen Einschätzungsgründen. Nur 
mit fehlendem Bauland und fehlenden Baugenehmigen kann man’s nicht erklä-
ren. An den Kommunen liegt es nicht. Wir haben im Stadtgebiet so viel Bauland 
ausgewiesen wie in den Vorjahren auch. Und die Zahl der Baugenehmigungen 
beträgt immer noch rund um die 7.000 pro Jahr. Das hat aber nichts daran ändern 
können, dass die Zahl der Fertigstellungen 2007 deutlich geringer ist als im Durch-
schnitt der Vorjahre.  
 
Was die künftige Siedlungsentwicklung betrifft, war der Regionale Planungsver-
band nicht untätig. Im Rahmen der Studie Siedlung und Mobilität wurden die 
Voraussetzungen für eine auf dem Umweltverbund orientierte und langfristig 
bezahlbare Siedlungsentwicklung der Region München untersucht und jetzt sollen 
die Ergebnisse in ausgewählten Gemeinden der Region vertieft untersucht wer-
den. Ich habe hier nur den allgemeinen Appell zu unterstreichen, dass Wohnungs-
neubau tatsächlich eine Aufgabe der Gesamtregion ist. Aber hier kann man 
konstatieren, dass das Umland, dass die Kommunen des Umlands dieser Aufgabe 
auch besser denn je nachkommen. So viel Wohnungsbautätigkeit etwa wie im 
letzten Jahrzehnt hat es in den vorangegangenen Jahrzehnten nicht gegeben. Ich 
sage das also ohne jeden kritischen Unterton. Wir wissen, dass der Wachstums-
druck der Bevölkerungszahlen sogar vornehmlich im Umland und gar nicht mehr 
im Stadtgebiet bewältigt wird, wo einfach die Grenzen des Wachstums bald 
erreicht sind. Zur Stunde wird gerade in Berlin entschieden, ob die Bayernkaserne 
verkauft wird, das wäre wieder ein Schluck aus der Pulle, dass wir auf einem 
militärischen Areal der Vergangenheit Wohnungsbau betreiben können. Abgese-
hen von solchen Umnutzungsflächen wie eben den Kasernenarealen oder frühe-
ren Bahnflächen beiderseits der Hauptbahnhofgleise ist ja der Vorrat an Reserven 
bald verbraucht.  
 
Lassen Sie mich auf 3 Konfliktthemen noch kurz zu sprechen kommen.  
 

Das erste ist der Flughafenausbau. Ich habe schon gesagt, dass es hier in der 
Tat noch richtig auf der Landkarte festzumachende Interessensunterschiede 
bis hin zu –gegensätzen gibt, die ich auch für völlig legitim halte. Man muss ja 
nur auf die Umgebung des Flughafens Oberpfaffenhofen schauen um festzu-
stellen, dass die Menschen im Süden der Region und im Stadtgebiet auch 
nicht anders sind als die in der Nähe des Münchner Flughafens. Flugbewe-
gungen über dem eigenen Kopf will keiner haben. Und dagegen gibt es Wi-
derstände. Ich glaube, dass das keine Frage der ethischen Qualität ist, wie 
viel Opfer einer freiwillig auf sich nimmt. Ich glaube, dass jede Kommune ge-
gen ein Übermaß eigener Opfer ist und dass halt dann der Interessensaus-
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gleich gesucht und gefunden werden muss. Wie es beim Flughafen in der 
Vergangenheit ja gelungen ist. Was wirklich interessant ist, ist die Frage, ob die 
Energiepreise, die ja in den vergangenen Monaten schon alle Prognosen und 
Vorstellungen früherer Jahre übersteigen, zu Einbrüchen in den Fluggastprog-
nosezahlen führen werden oder nicht. Bislang sehe ich eine solche Entwick-
lung noch nicht als gesichert an. Aber das werden wir im Auge behalten, ob 
Energiepreise zu einer Neuprognostizierung zwingen und möglicherweise zu 
einer Korrektur. Wir, das sage ich jetzt für die Stadt München, haben ja nie der 
Projektgenehmigung oder dem Bau zugestimmt. Wir haben bislang der 
Durchführung der Planung zugestimmt, d. h. wir haben der Prüfung zuge-
stimmt, dass alle Abwägungen in einem geordneten Verfahren durchgeführt 
werden müssen. Die Entscheidung, ob dann in der wirklichen Entscheidungssi-
tuation „ja“ oder „nein“ oder „noch nicht“ gesagt werden muss, ist eine ge-
sonderte Entscheidung und darüber werden wir dann noch einmal auch hier 
im RPV in einen Dialog treten können. 
 
Das 2. Thema sind die Einzelhandelsgroßprojekte, wo es auch kein Drinnen 
und Draußen gibt, sondern eigentlich bei jedem Einzelhandelprojekt die Kon-
fliktlinie, dass die Kommune, die es in die Welt setzen will, sich davon einiges 
verspricht, während die Nachbarkommunen nur die Nachteile abbekommen, 
nämlich den Autoverkehr und den Verlust an Kaufkraft, die man lieber in der 
eigenen Kommune behalten würde. Also hier werden wir es mit einem sehr 
differenzierten Fleckerlteppich von Interessen zu tun haben. Meine Hoffnung 
ist, dass wir zu rational nachvollziehbaren Kriterien kommen, wann Einzelhan-
delsgroßprojekte erforderlich sind, welche Kriterien erfüllt sein müssen, dass sie 
geplant werden dürfen. Es darf keine Kasuistik der Zufallsmehrheiten oder der 
eingesackten Bündnispartner geben, dass wir plötzlich Glaubwürdigkeitsprob-
leme bekommen, wann der RPV Einzelhandelsgroßprojekte befürwortet und 
wann nicht.  
 
Beim 3. Thema weiß ich, wie schroff die Interessensgegensätze sind und zwar 
draußen mehr als in der Stadt. Ich meine das Großprojekt Autobahn-Südring. 
Die Stadt München bekennt sich zur Planungshoheit der betroffenen Umland-
kommunen, die das für sich schon seit langem ausschließen, vollkommen un-
abhängig von der politischen Coleur. Wir vernehmen aber immer wieder 
Stimmen aus dem Norden und Osten des Planungsverbands, dass es doch ei-
ne fabelhafte Idee wäre, im Süden den Autobahnring zu vollenden, weil 
dann im Norden und im Osten weniger Autobahnverkehr zu beklagen wäre. 
Auch das möchte ich weder anprangern als St.-Florians-Prinzip noch heilig 
sprechen als wegweisende Strukturpolitik. Es ist Interessensvertretung, nicht 
mehr, aber auch nicht weniger.  
 
Ich möchte nur etwas ganz Anderes bedenken: macht es die Befürworter des 
Autobahn-Südrings nicht nachdenklich, dass es so still geworden ist um dieses 
Projekt? Meiner Meinung und auch meiner Kenntnis nach hat das sehr viel 
damit zu tun, dass dieses Projekt viel fragwürdiger ist, als bisher öffentlich dis-
kutiert. Und zwar aus 2 Gründen: Wir haben ja bisher vor allem die oberirdi-
sche Streckenführung diskutiert und darauf hingewiesen, dass da teilweise 
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schon veritable Gymnasien stehen oder andere Bauprojekte realisiert wurden, 
so daß althergebrachte Trassen gar nicht mehr zur Debatte stehen. Deswe-
gen wird, wie häufig in solchen Fällen, die Tunnellage bevorzugt. Und damit 
kann man scheinbar allen politischen Problemen aus dem Weg gehen, indem 
man sie buchstäblich unterwandert. Nur hat das zwei Auswirkungen, die man 
bitte bedenken möge, bevor wir uns hier fürchterlich klopfen:  
 
Erstens: Das Finanzvolumen verschlägt selbst den Erfindern der Idee den A-
tem. Und man bemüht sich, kein Zahlenwerk das Licht der Öffentlichkeit erbli-
cken zu lassen. Und zweitens: So einfach ist der Tunnelbau auch wieder nicht. 
Wir wissen ein wenig Bescheid von der 2. Röhre. Wenn man ganz unheimlich 
tief runtermuss, und das ist z. B. bei einer Unterfahrung der Isar der Fall, wenn 
man aber da unheimlich weit hinunter muss, um ohne Störung von Grundwas-
serströmen die Isar zu unterfahren, dann muss man noch etwas Weiteres le-
sen, nämlich die zulässigen Neigungswinkel für Tunnelbauwerke, die für den 
Lkw-Verkehr bestimmt sind. Und dann kommt man zu einer Bautiefe, Zahlen 
darf ich leider nicht nennen, und zu einem Neigungswinkel, der die Befürwor-
ter merkwürdig verstummen lässt.  
 
Also während man vor 2, 3 Jahren noch als richtige forsche Frage gestellt be-
kommen hat, bist Du für den Südring oder quälst Du absichtlich alle Autofah-
rer dieser Welt und plagst den Münchner Norden und Osten, hört man nichts 
mehr. Ich verfolge das sehr gründlich, man hört nirgendwo etwas. Und des-
halb meine ich, wir sollten darauf bestehen, erst einmal die Machbarkeitsstu-
die zu bekommen und eine seriöse Kostenschätzung und eine technische 
Bauzeichnung, wie lang das Bauwerk sein muss, um störungsfrei die Isar zu un-
terfahren und dann sollten wir erst streiten. Das konnte man, glaube ich, beim 
Transrapid lernen: erst eine Planung, dann eine Kostenschätzung und zum 
Schluss die Entscheidung. Und keineswegs umgekehrt, das würde ich Ihnen 
empfehlen.  

 
Ein weiteres Sachthema ist der Luftreinhalteplan. Ich weise darauf hin, dass der 
Plan von der Regierung von Oberbayern erstellt wird, dass die Stadt München 
aber Maßnahmen vorschlagen musste und vorgeschlagen hat. Die beiden 
Hauptthemen sind Transitverbot für Lkws und Umweltzone. Wobei ich gerade für 
mich in Anspruch nehme, dass ich schon vor Jahren darauf hingewiesen habe: es 
kann sein, dass sogar beide Maßnahmen zusammen weniger bringen als eine 
Wetterveränderung an Belastungen mit sich bringen kann. Das werden wir wahr-
scheinlich nächstes Jahr dann tatsächlich erleben. So gute Werte wie letztes Jahr 
kriegen wir nie mehr wieder, auch wenn wir noch so viele Eingriffe in den Verkehr 
vornehmen. Das wird dann Kritiker ganz anderer Richtung auf den Plan rufen. Bis 
jetzt gibt es ja nur Gerichtskläger wie diesen grünen Geschäftsträger, der an den 
mittleren Ring gezogen ist, damit er klagen kann. Er hat natürlich bisher nur auf 
mehr Maßnahmen der Kommune gedrängt. Und die öffentliche Kommentierung 
geht auch in die Richtung. Wenn Sie sich ein Jahr 2009 vorstellen, in dem wir den 
Autoverkehr mit Riesenkontrollapparat drangsaliert haben, was er alles nicht mehr 
darf -  und dann haben wir schlechtere Zahlen als vorher? Was bei bestimmten 
klimatischen Bedingungen der Fall sein kann, dann wird es eine ganz anders 



 
 

 Auszug aus der Niederschrift über die 53. Verbandsversammlung am 24.06.2008 – www.region-muenchen.com 

 - 7 -

geartete öffentliche Diskussion geben. Ich warne deshalb vor Illusionen, wir könn-
ten mit verkehrsregulierenden Maßnahmen nach Belieben den Feinstaub rauf- 
oder runterdrücken – das können wir nicht. Ich denke aber, dass diese beiden 
Maßnahmen Transitverbot und Umweltzone für die belastetsten Gebiete trotzdem 
Sinn machen. Es wird relativ weniger Feinstaubbelastung geben, als wenn es diese 
Maßnahmen nicht gäbe. Nur ist der Ausgangswert vom Klima abhängig und 
deswegen schwankend. Und deswegen ist ein Vergleich aufeinander folgender 
Jahre sehr wenig aussagekräftig. Da bitte ich Sie dann auch um Seriosität, wenn 
wir die ersten Jahresergebnisse gegenüberstellen und diskutieren. Dass es mit 
diesen Maßnahmen relativ ein wenig besser ausschaut als es ohne sie aussähe, 
scheint mir gesichert. Nur ist das verdammt wenig, wenn man an die Erwartungen 
der Öffentlichkeit denkt, die wirklich die Hoffnung hat, jetzt werden dann auch 
garantiert die EU-Grenzwerte eingehalten, wenn das Handlungspaket der Regie-
rung von Oberbayern in die Tat umgesetzt wird.  
 
Mein letztes Stichwort ist die Frage Europäische Metropolregion München. Es freut 
mich sehr, dass dieser Initiative inzwischen buchstäblich fast alle Landkreise 
beigetreten sind. Bei der Metropolregion geht’s ja nun um ein sehr viel größeres 
Einzugsgebiet als bei dem Planungsverband München. Wir haben hier einen 
Bereich von etwa 5 Mio. Einwohnern. Man kann spöttisch fast sagen, zur Metropol-
region München gehört fast alles, was nicht zur Metropolregion Nürnberg gehört. 
Jedenfalls wollen da Winkel des Landes, in denen ich noch nie gewesen bin, 
plötzlich auch zur Metropolregion dazugehören. Das geht gerade im Osten sehr 
weit hinaus, im Süden sowieso. Also die Bereitschaft zur Mitwirkung ist vollkommen 
klar.  
 
Die Frage, die mir von Umlandbürgermeistern immer gestellt wird, lautet: was 
bringt uns das. Dazu kann ich nur sagen, die Metropolregion hat keine Rechte, 
keine Kompetenzen. Sie kann Euch deswegen auch überhaupt nichts tun, sie kann 
Euch auch nicht überrollen oder überstimmen. Sie lebt von der freiwilligen Mitar-
beit aller, die mitarbeiten wollen. Aber dann kann auch schon etwas Sinnvolles 
dabei herauskommen. Eine der ersten Früchte wird das Metropolticket sein, an 
dem der MVV arbeitet. Das wäre dann ein Tagesticket buchstäblich für die 
Metropolregion. Damit würde dann auch erst mal für die Bürgerinnen und Bürger 
greifbar als Ticket sichtbar, wie groß die Metropolregion ist und was dazugehört 
und welche Vorteile sich aus der Zusammenarbeit ergeben können.  
 
 
Bei meinem letzten Amtsantritt habe ich hier darüber hinaus noch einer Stärkung 
des Regionalen Planungsverbandes bis hin zu einer demokratisch legitimierten 
Gebietskörperschaft das Wort geredet. Ich teile heute uneingeschränkt die 
Einschätzung, die Herr Breu von sich gegeben hat, dass wir hier in höchstem Maße 
umsichtig und vorsichtig sein sollten. Denn am allerwichtigsten ist mir in Zeiten wie 
diesen die Verteidigung der kommunalen Planungshoheit und Selbstverwaltung, 
sei es der Städte oder der kleineren Kommunen. Sie ist überall gleich elementar. 
Und wenn ich mich in Deutschland umschaue (Sie haben Mecklenburg-
Vorpommern angesprochen) -  viel schlimmer ist noch Thüringen, was heute unter 
diesem Schlagwort gemacht wird. Dann ist es immer Zwangsfusion von kommuna-
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len Gebietskörperschaften, dann ist es immer Einkreisung von geschichtsträchtigen 
alten Städten, die aber halt Bevölkerungsverlust erleiden und es ist die Schaffung 
neuer Ebenen, die bürgerfern sind. Und ich mag mir überhaupt nicht vorstellen, 
daß wir neben Münchner Bezirksausschüssen und Stadtrat, und draußen Landkrei-
sen und Gemeinden, Landesebene, Bundesebene, Europaebene noch eine 
Ebene einziehen. Wenn das gemacht werden sollte, wird es auf Kosten der unte-
ren Ebenen gehen. Und damit wäre es ein Anschlag auf kommunale Selbstverwal-
tung. Und deswegen kann ich mich dafür überhaupt nicht mehr erwärmen.  
 
Ich denke, dass wir besser beraten sind, die Probleme, die wir in der Region haben, 
auf dem Wege des Austausches der Argumente, des fairen Umgangs und notfalls 
auch einmal der Mehrheitsbildung zu lösen, aber nicht nach zusätzlichen Gremien 
und Zwischendecken in der Willensbildung zu rufen. In diesem Sinne freue ich mich 
auf die Zusammenarbeit in den nächsten 2 Jahren.“  
 
 


